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// Im Blickpunkth

Nachdem es lange Zeit heftigen Widerstand gegen die einzige deutsche Auskunftei („AGG-Archiv“) f�r sog. AGG-Hopper

gab, wurde diese nunmehr eingestellt. Hintergrund ist, dass die Datenschutzbeh�rden der L�nder und des Bundes der

betreibenden Kanzlei Gleiss Lutz wegen datenschutzrechtlicher Bedenken erhebliche Bußgeldbescheide androhten. Diese

verzichtete nunmehr auf das Weiterbetreiben des Archivs, wie sich deren Homepage (www.agg-hopping.de) entnehmen

l�sst. Ziel des Archivs war es, Arbeitgebern kostenlos Auskunft zu erteilen, ob der Anspruchsteller bereits in mindestens

zwei anderen F�llen vergleichbare Anspr�che gestellt hatte (vgl. auch Diller in BB 2006, 1968).

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
vonDr. Hans-J�rgen Rupp,

RA bei N�rr Stiefenhofer Lutz,

M�nchen

KeinMitbestimmungsrecht des Be-
triebsrats bei Errichtung einer Be-
schwerdestelle nach § 13 AGG

Neben den „großen Problemen“ des AGG

(Anwendung auf K�ndigungen trotz § 2

Abs. 4 AGG etc.) fristete die Frage, ob und

inwieweit der Betriebsrat Mitbestimmungs-

rechte bei der Errichtung einer Beschwerde-

stelle nach § 13 AGG hat, ein Schattenda-

sein. Dabei sorgte sie f�r erhebliche Unstim-

migkeiten im Betrieb, wie sich an der Viel-

zahl der hierzu ergangenen Entscheidungen

zeigt.

Streitig war im Einzelnen das Eingreifen ei-

nes Mitbestimmungsrechts gem�ß § 87

Abs. 1 Nr. 1 BetrVG (1.) bei der Errichtung,

insbesondere dem Ort und der organisatori-

schen Ansiedelung der Beschwerdestelle, (2.)

bei ihrer personellen Besetzung und (3.) bei

der Regelung des Verfahrens in Bezug auf

die Einlegung und die Pr�fung von Be-

schwerden.

Am 21.7.2009 entschied der Erste Senat des

BAG (1 ABR 42/08), dass dem Betriebsrat kein

Mitbestimmungsrecht bei der Errichtung und

der personellen Besetzung der Beschwerde-

stelle zustehe, er aber bei der Einf�hrung und

der Ausgestaltung des Verfahrens, in dem Ar-

beitnehmer ihr Beschwerderecht wahrneh-

men k�nnen,mitzubestimmen habe.

Mit dieser Entscheidung des BAG d�rften

Streitigkeiten zwischen Arbeitgeber und Be-

triebsrat �ber Mitbestimmungsrechte bei der

Errichtung einer Beschwerdestelle nach § 13

AGG in der Praxis hinf�llig sein. Ob sie jedoch

auch in allen Punkten �berzeugt, kann erst

nach Ver�ffentlichung der Entscheidungs-

gr�nde beurteilt werden. Insbesondere er-

scheint fraglich, ob die Einf�hrung eines be-

stimmten Verfahrens zur Beschwerdeerhe-

bung �berhaupt zul�ssig ist, weil damit die

M�glichkeit zur Beschwerdeerhebung f�r die

Arbeitnehmer erschwert sein k�nnte. Mitbe-

stimmungsrechte k�nnten insofern schon

deswegen ausscheiden.

Entscheidungen
BAG: Weitergeltung eines

Sanierungstarifvertrags nach

Betriebs�bergang

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

26.8.2009 – 4 AZR 280/08 – wie folgt: Schließen

ein Insolvenzverwalter und die Gewerkschaft ei-

nen Sanierungstarifvertrag, kann dieser nach ei-

nem Betriebs�bergang auf eine nicht tarifgebun-

dene Erwerberin nicht durch K�ndigungserkl�-

rung ihr gegen�ber beendet werden. Eine Teil-

k�ndigung des Arbeitnehmers bezogen auf die

nach § 613a Abs. 1 S. 2 BGB transformierten

Rechte und Pflichten des Tarifvertrags ist nicht

m�glich. Der Kl�ger war bei der Insolvenzschuld-

nerin besch�ftigt. F�r sein Arbeitsverh�ltnis gal-

ten kraft beiderseitiger Tarifbindung die Ver-

bandstarifvertr�ge. Der Insolvenzverwalter

schloss mit der IG Metall einen befristeten und

jeweils zum Monatsende k�ndbaren Sanierungs-

tarifvertrag, der u. a. eine gegen�ber den Ver-

bandstarifvertr�gen l�ngere Arbeitszeit ohne

Lohnausgleich und eine Lohnk�rzung regelte.
(PM BAG vom 26.8.2009)

BAG: Keine OT-Mitgliedschaft ohne

rechtswirksame Satzung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

26.8.2009 – 4 AZR 294/08 – wie folgt: Die Be-

gr�ndung einer Mitgliedschaft ohne Tarifbin-

dung (OT-Mitgliedschaft) in einem Arbeitgeber-

verband setzt voraus, dass es f�r diese Mitglied-

schaftsform zu dem Zeitpunkt, in dem ein bishe-

riges Vollmitglied eine OT-Mitgliedschaft

begr�nden will, eine wirksame satzungsm�ßige

Grundlage gibt. Das setzt wiederum voraus, dass

eine dahin gehende Satzungs�nderung bereits

in das Vereinsregister eingetragen ist. Ein Mit-

glied, das bereits zuvor erkl�rt hatte, es wolle zu

einem bestimmten fr�heren Termin in die bereits

vom Verein beschlossene OT-Mitgliedschaft

wechseln, bleibt deshalb auch dann an die bis

zum Wirksamwerden der Satzungs�nderung

vom Verband abgeschlossenen Tarifvertr�ge ge-

bunden, wenn das Verbandspr�sidium diesem

Wunsch durch best�tigende Erkl�rung entspro-

chen hat.
(PM BAG vom 26.8.2009)

BAG: Teilzeitbesch�ftigung – K�rzung nach

Firmentarifvertrag

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

15.7.2009 – 5 AZR 2/08 – wie folgt: W�hlt der Ar-

beitnehmer gem�ß der Regelung in einem Fir-

mentarifvertrag anstelle einer generellen Arbeits-

zeitverl�ngerung ohne Lohnausgleich die Beibe-

haltung seiner Arbeitszeit mit anteiliger K�rzung

des monatlichen Grundentgelts, ist er Teilzeitbe-

sch�ftigter. Von der K�rzung wird auch eine pau-

schale Einmalzahlung erfasst, die an die Stelle ei-

ner prozentualen Erh�hung des Grundentgelts

tritt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1973-1

unterwww.betriebs-berater.de

LAG N�rnberg: Kosten der

Betriebsratst�tigkeit

Das LAG entschied in seinem Beschluss vom

6.5.2009 – 4 TaBV 18/08 – wie folgt: Es besteht

keine Verpflichtung des Arbeitgebers, einem –

auch außerhalb des § 38 BetrVG – durch Be-

triebsratsbeschluss dauerhaft und umfassend

freigestellten Betriebsratsmitglied die Fahrtko-

sten zu erstatten, die ihm f�r das Aufsuchen des

Betriebsratsb�ros von seinem Wohnsitz aus ent-

stehen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1973-2

unterwww.betriebs-berater.de
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